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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Nachdem die eidgenössischen Räte im März 2023 eine Motion Sommaruga (sp, GE; Mo.
22.3362) überwiesen hatten, die die Übernahme des völkerstrafrechtlichen
Aggressionsverbrechens ins Schweizer Recht forderte, stimmte der Nationalrat im Mai
desselben Jahres mit 109 zu 74 Stimmen bei 3 Enthaltungen auch einer Motion Arslan
(basta, BS) mit derselben Forderung zu. Gegenüber Sommaruga ging Arslan jedoch
weiter und verlangte vom Bundesrat zusätzlich zu prüfen, ob die Strafbarkeit
ausnahmsweise rückwirkend seit 2015 – also seit der Ratifikation der Änderung des
Römer Statuts durch die Schweiz – eingeführt werden könne. Die Motionärin
anerkannte, dass im Strafrecht eine Rückwirkung grundsätzlich verboten sei, berief sich
in der Begründung aber auf Ausführungen des Bundesstrafgerichts, wonach eine
Ausnahme bestehe für Verbrechen, «die schon vorher nach den von zivilisierten
Völkern anerkannten Rechtsgrundsätzen strafbar waren». Der Bundesrat erklärte sich
bereit, die Frage der Rückwirkung zusammen mit dem Auftrag der Motion Sommaruga
zu prüfen, und beantragte die Motion Arslan zur Annahme. Bekämpft wurde der
Vorstoss von SVP-Nationalrat Yves Nidegger (GE), der die geforderte Rückwirkung als
nicht mit dem Schweizer Strafrecht vereinbar ansah. Überdies warnte er davor, die
Schweiz als eine Art Weltgericht («tribunal disponible pour le monde entier») zu
etablieren; dies laufe nicht zuletzt der Rolle der Schweiz als Anbieterin von Guten
Diensten auf neutralem Boden zuwider. Die Fraktionen der SVP und der FDP lehnten
den Vorstoss schliesslich ab, während die übrigen Fraktionen geschlossen dafür
votierten. 1

MOTION
DATUM: 04.05.2023
KARIN FRICK

Grundrechte

Mit einer parlamentarischen Initiative, eingereicht im März 2016, forderte Nationalrat
Yves Nidegger (svp, GE), die Anpassung von Art. 261bis StGB, der unter anderem die
Leugnung von Völkermord unter Strafe stellt. Die Nennung von Völkermord solle
entweder gestrichen oder durch den Zusatz «Völkermord, der von einem zuständigen
internationalen Gerichtshof anerkennt ist» präzisiert werden. Nidegger begründete
seine Forderung mit dem Fall Perinçek, in dem der EGMR die Schweiz im
Zusammenhang mit Art. 261bis StGB wegen Verletzung der Meinungsfreiheit verurteilt
hatte. Mit der vorgeschlagenen Anpassung sollen nicht mehr die Schweizer Gerichte
entscheiden müssen, was als Völkermord gilt.
Die RK-NR gab der Initiative im Mai 2017 Folge. Einige Monate später sprach sich
allerdings die RK-SR einstimmig gegen den Beschluss ihrer Schwesterkommission aus,
weil sie befand, der EGMR sei in seinem Urteil nicht zum Schluss gekommen, dass die
Kriminalisierung der Völkermordleugnung in Art. 261bis StGB als solche ein Problem
darstelle, sondern dass die Bestimmung im konkreten Fall vom Bundesgericht falsch
angewendet worden sei. Die RK-SR wollte den Artikel deshalb nicht grundsätzlich
infrage stellen. Infolgedessen lenkte die Mehrheit der RK-NR auf die Position der
ständerätlichen Kommission ein und beantragte ihrem Rat nun mit 15 zu 8 Stimmen, der
Initiative keine Folge zu geben. Der Nationalrat folgte in der Frühjahrssession 2018
seiner Kommissionsmehrheit und verwarf die Initiative mit 123 zu 67 Stimmen. Zu den
Befürworterinnen und Befürwortern aus der SVP-Fraktion hatten sich nur gerade zwei
Freisinnige gesellt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2018
ELIA HEER

Bei einer Verletzung der EMRK muss der verurteilte Staat den Zustand für das Opfer so
wiederherstellen, wie wenn keine Verletzung begangen worden wäre (sog. Restitutio in
integrum). In der Schweiz wird dazu das vom EGMR erfolgreich angefochtene
Bundesgerichtsurteil revidiert und – falls das Opfer zu Unrecht strafrechtlich verurteilt
wurde – die betroffene Person freigesprochen und der zu Unrecht erstellte
Strafregistereintrag gelöscht. Falls die Schweiz jedoch die Verletzung der EMRK von sich
aus anerkennt und sich für eine Entschädigung des Opfers einsetzt, kann die
Beschwerde vor dem EGMR zurückgezogen und so eine Verurteilung der Schweiz
verhindert werden. In diesem Fall bietet das geltende Recht jedoch keine Möglichkeit,
den unrechtmässig erstellten Strafregistereintrag vor Ablauf der gesetzlichen Frist zu

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.04.2018
KARIN FRICK
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löschen, da das Bundesgerichtsgesetz den dazu nötigen Freispruch nur bei einer
Verurteilung durch den EGMR zulässt. Um ihren unrechtmässigen Strafregistereintrag
löschen zu lassen, muss die betroffene Person folglich den Prozess vor dem EGMR bis
zur Verurteilung der Schweiz fortsetzen, auch wenn beide Parteien auf diese verzichten
könnten. Um diese Lücke im Bundesgerichtsgesetz zu schliessen, gaben die
Rechtskommissionen beider Räte im November 2017 bzw. im April 2018 einer
entsprechenden parlamentarischen Initiative Nidegger (svp, GE) einstimmig Folge. 3

Das Anliegen der parlamentarischen Initiative Nidegger (svp, GE), das
Bundesgerichtsgesetz dahingehend anzupassen, dass eine Restitutio in integrum auch
bei einer gütlichen Einigung zwischen der Schweiz und dem EGMR – d.h. wenn die
Schweiz vor dem Gerichtshof anerkennt, dass sie eine Menschenrechtsverletzung
begangen hat und dieser im Gegenzug auf eine Verurteilung der Schweiz verzichtet –
ermöglicht wird, war in den Entwurf zum revidierten Bundesgerichtsgesetz
aufgenommen und vom Erstrat im Frühling 2019 gutgeheissen worden. Allerdings war
der Zweitrat im Dezember 2019 nicht auf die Vorlage eingetreten, weshalb sich die
Umsetzung der parlamentarischen Initiative verzögerte. Der Nationalrat verlängerte
deren Behandlungsfrist im Frühling 2020 daher um zwei Jahre. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.03.2020
KARIN FRICK

Nachdem die eidgenössischen Räte die Revision des Bundesgerichtsgesetzes, im Zuge
deren auch die parlamentarische Initiative Nidegger (svp, GE) zur Restitutio in integrum
umgesetzt worden wäre, in der Frühjahrssession 2020 versenkt hatten, nahm sich die
RK-NR dem Anliegen wieder an und präsentierte im Februar 2021 einen eigenen
Entwurf zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative. Sie übernahm die nötige
Anpassung am Bundesgerichtsgesetz aus der gescheiterten Vorlage, wo diese
unbestritten gewesen war. Damit sollen ein EMRK-widriges Bundesgerichtsurteil in
Zukunft auch dann revidiert und ein darauf gestützter Strafregistereintrag gelöscht
werden können, wenn das Verfahren vor dem EGMR nicht mit einer Verurteilung der
Schweiz, sondern mit einer gütlichen Einigung endet. Der Bundesrat unterstützte das
Vorgehen der Kommission und beantragte den Räten die Zustimmung zum Entwurf. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.2021
KARIN FRICK

Der Nationalrat stimmte in der Sommersession 2021 als Erstrat einstimmig der
Anpassung des Bundesgerichtsgesetzes und weiterer Verfahrensgesetze zu, sodass
auch gütliche Einigungen zwischen der Schweiz und der beschwerdeführenden Partei
vor dem EGMR zu einer Revision des angefochtenen Bundesgerichtsurteils und einer
sogenannten Restitutio in integrum führen können. Bisher war dies nur nach einer
Verurteilung der Schweiz durch den EGMR möglich. In der darauffolgenden
Herbstsession passierte der völlig unbestrittene Entwurf, der auf eine parlamentarische
Initiative Nidegger (svp, GE) zurückging, auch den Zweitrat oppositionslos und wurde in
den Schlussabstimmungen einstimmig angenommen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2021
KARIN FRICK

1) AB NR, 2023, S. 874 f.; Mo. 22.4503
2) AB NR, 2018, S. 232 ff.; Komissionsbericht RK-NR vom 2.11.17; Pa.Iv. 16.421
3) Medienmitteilung RK-NR vom 6.11.17; Medienmitteilung RK-SR vom 27.4.18
4) AB NR, 2020, S. 157; Kommissionsbericht RK-NR vom 20.2.20
5) BBl, 2021 300; BBl, 2021 889; Medienmitteilung RK-NR vom 5.2.21
6) AB NR, 2021, S. 1310 f.; AB NR, 2021, S. 2137; AB SR, 2021, S. 1085; AB SR, 2021, S. 941; BBl, 2021 2319

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 2


